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Umgang mit der AfD

"Es gibt bei der AfD keine Trennung zwischen Bundes-
und Kommunalpolitik"

Wie sollen Kommunalpolitiker mit der AfD umgehen? Darüber haben sich in

Dachau Vertreter anderer Parteien ausgetauscht. Peter Heller, Sprecher des

Runden Tisches gegen Rassismus und Kreistagsmitglied, erläutert die

Erkenntnisse.

Interview von Thomas Radlmaier

Dachau - Bei den Kommunalwahlen in Bayern hat die AfD die Zahl ihrer Mandate in Stadt und Gemeinderäten sowie

Kreistagen vervielfacht. Inzwischen fanden erste Sitzungen in den kommunalpolitischen Gremien statt. Um in Zukunft

gewappnet zu sein im Umgang mit Vertretern einer in weiten Teilen rechtsextremen Partei, haben sich Kommunalpolitiker in

Dachau zu einem Austausch getroffen. Die Veranstaltung war nicht öffentlich, um einen geschützten Raum für eine ehrliche

Diskussion zu ermöglichen, wie es heißt. Die AfD war nicht eingeladen. Die Initiative zu dem Treffen ging vom Runden Tisch

gegen Rassismus aus. Dessen Sprecher Peter Heller erklärt, wie Fraktionen auf Anträge und Provokationen der AfD reagieren

sollten.

Herr Heller, Sie sitzen seit 2020 selbst im Dachauer Kreistag. Mit den Kommunalwahlen 2026 konnte die AfD die Zahl

ihrer Mandate verdoppeln. Was hat sich dadurch im Gremium verändert?

Peter Heller: Der Kreistag besteht aus 70 Kreisräten und Kreisrätinnen. Davon sind acht AfD-Vertreter, davor waren es vier.

Die AfD ist also physisch präsenter. Mehr kann ich bislang aber nicht sagen, dafür ist die Zeit zu kurz. Wir hatten nach der

Konstituierung im Mai erst wenige Sitzungen.

Der Runde Tisch gegen Rassismus, dessen Sprecher Sie sind, hat Kreisräte sowie Stadt- und Gemeinderäte aus dem

Landkreis zu einem Austausch über den Umgang mit der AfD eingeladen. Warum braucht es einen solchen Austausch?

Wir haben das vor sechs Jahren schon einmal gemacht. Damals waren zum ersten Mal AfD-Politiker in den Kreistag, Dachauer

Stadtrat und Odelzhausener Gemeinderat eingezogen. Die Resonanz auf den Austausch war seinerzeit sehr gut. Jetzt hat die

AfD die Zahl ihrer Sitze in kommunalpolitischen Gremien im Landkreis mehr als verdoppelt. Sie ist im Kreis und acht weiteren

Kommunen vertreten. Damit hat der Landkreis Dachau zusammen mit Erding die meisten AfD-Repräsentanzen in der

Münchner Region. Aus diesem Grund und weil die AfD heute noch mehr verfassungsfeindliche Tendenzen als vor sechs Jahren

zeigt, sahen wir die Notwendigkeit zu einem erneuten Austausch.

Warum war die Veranstaltung nicht öffentlich?

Die Teilnehmenden waren in der Mehrzahl Politiker und Politikerinnen. Niemand von denen hat ein Problem damit, in der

Öffentlichkeit zu stehen. Aber wir wollten einen geschützten Raum für eine ehrliche Diskussion schaffen. Andernfalls hätte die

Gefahr bestanden, dass Parteilinien wiedergegeben werden. Uns war wichtig, bei so einer sensiblen und gesellschaftspolitisch

relevanten Frage einen gemeinsamen Boden zu finden. Das Ergebnis war eine sehr dynamische und wertvolle Debatte.

Warum war die AfD nicht eingeladen?

Das Bundesamt für Verfassungsschutz kam zu dem Ergebnis, dass die gesamte AfD gesichert rechtsextremistisch ist - wegen

des laufenden Gerichtsverfahrens wiederholt die Behörde das vorerst nicht. Wenn wir uns über den Umgang mit einer Partei

unterhalten, die verfassungsfeindliche Bestrebungen an den Tag legt, müssen wir uns nicht mit ihr unterhalten. Wir werden

aber sicherlich mit den AfD-Vertretern in den Gremien diskutieren.
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Kann man einen AfD-Vertreter in einem Kreistag oder Gemeinderat nicht trennen von einem AfD-Spitzenpolitiker wie

den Rechtsextremisten Björn Höcke?

Nein, es gibt bei der AfD keine Trennung zwischen der Bundes- und der Kommunalpolitik. Selbst wenn ein AfD-Gemeinderat

mein Nachbar ist und ich ihn gut kenne, bleibt er ein AfD-Funktionär. Er repräsentiert auch im Kleinen eine in weiten Teilen

rechtsextreme Gesamtpartei. Vor den Kommunalwahlen hat die bayerische AfD-Führung klar gesagt, dass der Weg zur Macht

im Land oder Bund auch über die Kommunen führt. Strategisch zielt die AfD darauf ab, auf allen politischen Ebenen präsent zu

sein, Informationen zu sammeln und ihre teils rechtsextremen und völkischen Positionen zu normalisieren. Das ist das große

Ziel der AfD: Sie will als normal empfunden werden. Ein Schwerpunkt bei unserem Austausch kreiste um die Frage: Wie tritt

man solchen Normalisierungstendenzen entgegen?

Und?

Man muss bei Diskussionen in den Kommunalparlamenten die inhaltliche Auseinandersetzung mit der AfD suchen und in aller

Klarheit mit Sachargumenten dagegenhalten. Man darf die AfD nicht ignorieren. Doch genauso wenig darf man mit der AfD

zusammenarbeiten, um eigene politische Ziele zu erreichen. Die demokratischen Parteien sollten sich also untereinander,

nicht mit der AfD über Anträge verständigen. Die AfD ist zwar demokratisch gewählt, aber sie ist keine demokratische Partei.

Daher können ihre Vertreter keine Gesprächspartner für eine gemeinsame Politik sein, weder auf Bundes- und Landesebene

noch in der Kommunalpolitik.

In Geretsried wollte die AfD kürzlich per Antrag durchsetzen, das Hissen der Regenbogenfahne am Rathaus zu

unterlassen. Als der Antrag im Stadtrat zur Abstimmung kam, wurde er ohne eine Wortmeldung mit großer Mehrheit

abgelehnt. Kann Schweigen statt Empören auch eine Strategie sein?

Ja. Wenn ein Antrag so offensichtlich unsinnig ist, dann muss man darüber auch nicht diskutieren. Die AfD kalkuliert

Empörung über sie ja mit ein. Man sollte daher nicht über jedes Stöckchen springen. Aber es kommt auf den Einzelfall an.

Völkischen Äußerungen zum Beispiel muss man aktiv widersprechen. In einer Sitzung kurz vor Weihnachten hat ein Dachauer

AfD-Kreisrat einmal gefordert, dass alle Syrer Deutschland verlassen sollten. Ich habe dann dagegen gehalten, dass etwa

unsere Gesundheitsversorgung in den Krankenhäusern zusammenbrechen würde, wenn alle syrischen Ärzte und Ärztinnen

Deutschland verlassen müssten.

Im Vorfeld der Kommunalwahlen haben die Dachauer Oberbürgermeisterkandidaten von CSU und Freien

Wählern gemeinsame Mehrheiten mit der AfD nicht ausgeschlossen. Mangelt es den konservativen Parteien an der von

Ihnen geforderten Sensibilität im Umgang mit der AfD?

Die Äußerungen der beiden Kandidaten fand ich skandalös. Wenn ein Antrag nur mit den Stimmen der AfD eine Mehrheit

bekommt, dann stimmt etwas mit dem politischen Inhalt nicht. Die demokratischen Parteien müssen bei Anträgen vorher

überlegen, ob sie Mehrheiten ohne die AfD bekommen. Und wenn es daran Zweifel gibt, müssen die Anträge eben so geändert

werden, dass auch andere Fraktionen zustimmen können.

Die nächsten Kommunalwahlen sind 2032. Worauf kommt es in den Gemeinderäten und Kreistagen in den kommenden

Jahren an? Was ist das Entscheidende im Umgang mit der AfD?

Die demokratischen Fraktionen und Gruppierungen müssen mehr noch als in der Vergangenheit darüber nachdenken, wie sie

eigene politische Ziele zusammen mit anderen demokratischen Parteien erreichen können. Die Basis muss ein konstruktiver

und demokratischer Diskurs sein, der ohne persönliche Diffamierungen auskommt. Das wird in den nächsten Jahren

entscheidend sein.

Süddeutsche.de DACHAU Freitag, 17. Juli 2026

Seite ???

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Süddeutsche Zeitung GmbH, München A135730720
Jegliche Veröffentlichung exklusiv über www.sz-content.de RadlmaierTh



B eim  B undesparteitag in Erfurt bekräftigen Spitzenfunktionäre erneut einen M achtanspruch und stim m en die M itglieder auf einen weiterhin radikalen
Kurs ein.

Karina H essland/Reuters

Peter H eller ist Kreisrat (B ündnis für Dachau) und Sprecher des Runden Tisches gegen Rassism us in Dachau.

N iels P. Jørgensen

Ein B ild von der konstituierenden Situng des Dachauer Kreistages. Im  Vordergrund zu sehen: die AfD-Fraktion.

N iels P. Jørgensen
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